Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2429 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Lage der Städte und Gemeinden 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung den „Münchner Appell der deut- 
schen Städte“ anläßlich der 16. Ordentlichen Hauptver- 
sammlung des Deutschen Städtetages in München vom 25. 
bis 27. Mai 1971 „Rettet unsere Städte jetzt!“ für sachlich 
zutreffend und politisch dringlich? Stimmt sie insbesondere 
der These des Deutschen Städtetages „Zuerst Stabilität und 
dann Priorität" zu, und welche Schritte beabsichtigt sie zu 
unternehmen, um dem Verlangen der Gemeinden gerecht 
zu werden? 

2. In welchem Umfang sind Städte und Gemeinden an der 
Durchführung „innerer Reformen" im Sinne der Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 beteiligt, und welcher 
Finanzaufwand ist dafür mittel- und langfristig erforderlich? 

3. Wie groß ist der Anteil der Gemeinden an den Investitionen 
der öffentlichen Hand insgesamt? Wie hat sich dieser seit 
1961 entwickelt, und wie verteilt sich das kommunale Kon- 
tingent auf die Bereiche des gemeindlichen Gemeinge- 
brauchs und Gemeinbedarfs (Gemeinschaftseinrichtungen)? 

4. Wie hoch sind die rentierlichen und unrentierlichen Schul- 
den der Gemeinden, und wie wirken sich diese auf die 
dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinden aus? 

5. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Gemeinden 
in Fortführung der Finanzreform zur Bewältigung ihrer 
wachsenden Aufgabenlast eine bessere finanzielle Aus- 
stattung einzuräumen? 
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6. Was gedenkt die Bundesregierung für eine bessere Koordi- 
nierung ihrer Raumordnungs- und Strukturpolitik zu tun, 
und welche Maßnahmen sieht sie vor, damit die Aufgaben 
des Umweltschutzes und einer planvollen Erneuerung und 
Entwicklung unserer Gemeinden besser und schneller be- 
wältigt werden können? 


Bonn, den 14. Juli 1971 


Dr. Schneider (Nürnberg) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


Die Bundesregierung hat umfassende Reformen angekündigt. 
Die in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 auf- 
geführten Sachbereiche berühren fast alle gemeindlichen Auf- 
gaben der Daseinsvorsorge, des sozialen und kulturellen 
Gemeinbedarfs. Sie sind insbesondere untrennbar mit der Er- 
neuerung und Entwicklung unserer Gemeinden, den regionalen 
und überregionalen Infrastrukturmaßnahmen verbunden. Es 
besteht daher ein vordringliches Interesse daran, die Beteili- 
gung der Gemeinden an den „Reformen" im einzelnen dar- 
zustellen und nach ihrer Dringlichkeit und Wertigkeit zu diffe- 
renzieren. Dabei ist es unerläßlich, die finanziellen Belastungen, 
die im Zusammenhang mit den Reformmaßnahmen die Gemein- 
den treffen werden, ihrer Art und ihrem Ausmaß nach zu 
beziffern. 

Die 16. Hauptversammlung des Deutschen Städtetages hat an 
die deutsche Öffentlichkeit den Appell gerichtet „Rettet unsere 
Städte jetzt!". Die Bundesregierung gab bisher nicht zu erken- 
nen, wie sie diesen Appell sachlich beurteilt und politisch 
wertet. Insbesondere hat sie sich zu der wirtschafts- und finanz- 
politischen Forderung des Deutschen Städtetages nicht ge- 
äußert, wonach es erforderlich sei, zuerst die Stabilität her- 
zustellen, damit Prioritäten für die gemeindlichen Investitionen 
festgelegt werden können. Die Bundesregierung hat überhaupt 
noch nicht dargestellt, wie sie die Lage der deutschen Städte 
im Zusammenhang mit den bundespolitischen Reformvorhaben 
beurteilt und was sie zu tun gedenkt, um die Gemeinden für 
diese bedeutsame Mehrlast an Aufgaben zu rüsten. 
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